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39 Amtliche Bekanntmachung

Das Ratsmitglied Tim Schönfelder, das bei der Kommunalwahl am 25.05.2014 als Kandidat der
„Freien Wählergemeinschaft Stemwede e. V.“ (FWG Stemwede) in den Rat der Gemeinde Stemwede
gewählt worden ist, hat durch Erklärung vom 09.12.2016 rückwirkend mit Ablauf des 31.10.2016 auf
sein Mandat verzichtet.

Gemäß § 45 des Gesetzes über die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen (Kommunal-
wahlgesetz – KWahlG) ist der freigewordene Sitz nach der Reserveliste derjenigen Partei zu beset-
zen, für die der Ausgeschiedene bei der Wahl angetreten ist.
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Da in der Reserveliste der „Freien Wählergemeinschaft Stemwede e. V.“ (FWG Stemwede) kein Er-
satzbewerber für Herrn Tim Schönfelder benannt wurde, tritt der auf der Reserveliste der Reihenfolge
nach nächste Bewerber an die Stelle von Herrn Tim Schönfelder. Hierbei handelt es sich um Frau
Waltraud Holtkamp, wohnhaft Alter Postweg 9, 32351 Stemwede-Sundern. Diese hat mit Erklärung
vom 09.12.2016 gemäß § 62 Kommunalwahlordnung (KWahlO) erklärt, dass sie die Berufung in den
Rat der Gemeinde Stemwede nicht annimmt.

In der Reihenfolge der Reserveliste ist der nächste Bewerber, der somit an die Stelle von Herrn
Schönfelder tritt, Herr Helmut Greger, Gut-Steinbrink-Straße 3, 32351 Stemwede-Sundern.

Aufgrund § 45 Kommunalwahlgesetz wird festgestellt, dass als Nachfolger aus der Reserveliste der
„Freien Wählergemeinschaft Stemwede e. V.“ (FWG Stemwede) zur Kommunalwahl am 25.05.2014

Herr
Helmut Greger
Gut-Steinbrink-Straße 3
32351 Stemwede-Sundern

gewählt ist.

Gegen die Entscheidung können
a) jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes,
b) die für das Wahlgebiet zuständige Leistung solcher Parteien und Wählergruppen, die an der

Wahl teilgenommen haben, sowie
c) die Aufsichtsbehörde

binnen eines Monats nach Bekanntgabe Einspruch erheben, wenn sie eine Entscheidung über die
Gültigkeit der Feststellung des Nachfolgers für erforderlich halten. Der Einspruch ist schriftlich einzu-
reichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären bei der Gemeinde Stemwede, Buchhofstraße 17,
32351 Stemwede-Levern.

Stemwede, den 9. Dezember 2016

Der Wahlleiter
gez. Kai Abruszat
Bürgermeister

40 Amtliche Bekanntmachung

Neuwahl einer Schiedsperson für den
Schiedsamtsbezirk II der Gemeinde Stemwede

Die Amtszeit der Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Stemwede II (Dielingen, Drohne, Haldem,
Arrenkamp), Herr Ulrich Schiller, endet im März 2017.
Herr Schiller hat erklärt, für eine Wiederwahl nicht mehr zur Verfügung zu stehen.

Aus diesem Grunde wird eine Neuwahl erforderlich. Die Wahl der Schiedsperson erfolgt durch den
Rat der Gemeinde Stemwede. Die Schiedsperson wird für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Die
Schiedstätigkeit ist ehrenamtlich.

Aufgabe der Schiedsperson ist die gütliche Schlichtung streitiger Rechtsangelegenheiten.
Als Organ der Rechtspflege muss die Schiedsperson in- und außerhalb der Schlichtungsverhandlung
stets unparteiisch sein. Anteilnahme an den zu verhandelnden Sachen, die geduldige Bereitschaft,
den Beteiligten zuzuhören und auf Ihr Vorbringen einzugehen, die Herstellung einer ruhigen und ent-
spannten Atmosphäre sowie zurückhaltendes Auftreten der Schiedsperson sind die besten Voraus-
setzungen für eine erfolgreiche Tätigkeit.
Die Tätigkeit einer Schiedsperson ist für Frauen und Männer gleichermaßen geeignet.

Einzelheiten bezüglich der Aufgaben einer Schiedsperson regelt das Schiedsamtsgesetz des Landes
Nordrhein-Westfalen sowie die dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften.
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Bewerberinnen und Bewerber für das Amt der Schiedsperson sollten die Fähigkeit zur Bekleidung
öffentlicher Ämter besitzen. Sie sollten das 30., aber noch nicht das 70. Lebensjahr vollendet haben
und in dem Schiedsamtsbezirk, für den sie tätig werden, ihren Wohnsitz haben.

Gemäß den gesetzlichen Bestimmungen wird hiermit die Neuwahl der Schiedsperson für den Schied-
samtsbezirk II der Gemeinde Stemwede (Dielingen, Drohne, Haldem, Arrenkamp) bekannt gemacht.
Interessierte Personen werden gebeten, sich bis zum

25. Januar 2017

bei der Gemeinde Stemwede, Verwaltungsstelle Levern, Buchhofstraße 13, Rufnummer 05745-
78899-300 (Herr Bahnemann) bzw. 05745-78899-302 (Herr Schmidt) zu melden.

Der bisherige Schiedsmann für den Schiedsamtsbezirk II, Herr Ulrich Schiller, bleibt bis zum Amtsan-
tritt einer neugewählten Schiedsperson im Amt.

Der Bürgermeister
gez. Kai Abruszat

41 Amtliche Bekanntmachung

Gebührensatzung
vom 15.12.2016

zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Stemwede
vom 14.12.1995 in der zurzeit gültigen Fassung

Aufgrund der

 der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert
durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. 2015, S. 496), in der jeweils geltenden
Fassung,

 der § 1, 2, 4, 6 bis 8, 10 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt geändert durch Art.
2 des Gesetzes vom 08.09.2015 (GV. NRW. 2015, S. 666), in der jeweils geltenden Fassung,

 des § 54 des Landeswassergesetzes NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom
25.6.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.07.2016 (GV.
NRW. 2016, S. 559 ff.), in der jeweils geltenden Fassung sowie

 des Nordrhein-Westfälischen Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz vom
08.07.2016 (AbwAG NRW, GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), in der jeweils geltenden Fassung,

hat der Rat der Gemeinde Stemwede in seiner Sitzung am 14.12.2016 die folgende Satzung be-
schlossen:

§ 1
Benutzungsgebühren

Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlage im Sinne der §§ 4 Abs. 2 und 7 Abs. 2
KAG erhebt die Gemeinde zur Deckung der Kosten im Sinne des § 6 Abs. 2 KAG und der Verbands-
lasten nach § 7 KAG Benutzungsgebühren.
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§ 2
Gebührenmaßstab und Gebührensatz

(1) Die Benutzungsgebühr für die Inanspruchnahme der Abwasseranlage wird teilweise als ver-
brauchsunabhängige Grundgebühr und teilweise als verbrauchsabhängige Benutzungsgebühr
erhoben.

Die verbrauchsunabhängige Grundgebühr wird je Anschluss erhoben.

Die verbrauchsabhängige Benutzungsgebühr wird nach der Menge der Abwässer berechnet (Be-
rechnungseinheit), die der Abwasseranlage von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt
wird.

Berechnungseinheit für die Niederschlagswassergebühr ist die auf den Grundstücken ange-
schlossenen bebauten Flächen von denen Niederschlagswasser abflusswirksam in die gemeind-
liche Abwasseranlage gelangt.

Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem Frischwassermaßstab.

(2) Die Niederschlagswassergebühr wird entsprechend der am 31.12. des Vorjahres angeschlosse-
nen bebauten und/oder befestigten Flächen berechnet.

Wird auf den angeschlossenen Grundstücken Niederschlagswasser von Dachflächen gesammelt
und auf den Grundstücken zur Nutzung zurückgehalten, wird die für die Berechnung der Nieder-
schlagswassergebühr zugrunde zu legende bebaute Fläche für jeden m³ des vorgehaltenen
Speichervolumens um 10 m² reduziert. Regenwasserspeicher unter 2 m³ Volumen werden dabei
nicht berücksichtigt (Bagatellgrenze).

Für das Einleiten von Niederschlagswasser wird für jeden m² an den öffentlichen Kanal ange-
schlossene, bebaute Fläche eine Gebühr in Höhe von 1,21 € erhoben.

Die Grundgebühr für den Anschluss von Niederschlagswasser beträgt monatlich je angefangene
50 m² angeschlossener, bebauter und/oder befestigter Fläche 1,15 €.

Für die Niederschlagswasserbeseitigung der an das öffentliche Kanalnetz angeschlossenen, be-
festigten Straßenoberflächen wird eine Gebühr von 1,42 €/m² erhoben.

(3) Als Schmutzwassermenge gelten die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserver-
sorgungsanlagen zugeführten sowie die auf dem Grundstück aus eigenen Brunnen geförderten
und aus Niederschlägen aufgefangenen Wassermengen, abzüglich der auf dem Grundstück
nachweislich zurückgehaltenen Wassermengen.

Hat der Gebührenpflichtige bei privaten Wasserversorgungsanlagen die zugeführte Wassermen-
ge nicht durch einen geeichten Wasserzähler ermittelt, so ist die Gemeinde berechtigt, bei der
Abwasserberechnung eine Pauschale zugrunde zu legen, die dem durchschnittlichen Wasser-
verbrauch von 35 m³ jährlich  für jede auf dem Grundstück gemeldete Person entspricht. Bei ge-
werblich genutzten Grundstücken wird die Anzahl der auf dem Grundstück beschäftigten Perso-
nen zugrunde gelegt.

Stichtag für die auf dem Grundstück amtlich gemeldeten oder beschäftigten Personen ist der 30.
06 des Erhebungszeitraumes.

(4) Als Wassermenge, die der öffentlichen Wasserversorgungsanlage entnommen wurde, gilt die
durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge. Hat ein Wasserzähler offenbar nicht richtig oder
überhaupt nicht gezählt, so wird die Wassermenge von der Gemeinde geschätzt.

Die Gemeinde kann außerdem die aus privaten Wasserversorgungsanlagen dem Grundstück zu-
geführten sowie die auf dem Grundstück aus eigenen Brunnen geförderten und aus Niederschlä-
gen aufgefangenen Wassermengen schätzen.

Die Schätzung entfällt, wenn der Grundstückseigentümer diese Wassermengen durch auf seine
Kosten fest und frostsicher eingebaute sowie den Bestimmungen des Eichgesetzes entsprechen-
de Wasserzähler konkret beziffert oder nachweist, dass privat gewonnenes Wasser nicht in die
Kanalisation gelangt.

(5) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche Entwässerungsanlage eingeleitet wur-
den, werden auf Antrag abgesetzt.

Der Grundstückseigentümer hat die abzusetzende Wassermenge durch einen  geeichten Was-
serzähler nachzuweisen.
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(6) Sofern der Anschlussnehmer eine auf seine Kosten eingebaute und geeichte Abwassermessein-
richtung betreibt, wird die durch diese Messeinrichtung ermittelte Schmutzwassermenge bei der
Berechnung der Gebühr zugrunde gelegt.

(7) Die verbrauchsunabhängige monatliche Grundgebühr für einen Schmutzwasseranschluss und
einen Druckentwässerungsanschluss ergibt sich aus der Wasserzählernennweite.

Die Grundgebühr beträgt bei Wasserzählern in der Größe

alte Bezeichnung neue Bezeichnung
Qn 2,5 Q3 (MID) 4 6,00 €/Monat
Qn 6 Q3 (MID) 10 14,40 €/Monat
Qn 10 Q3 (MID) 16 24,00 €/Monat
Qn 15 Q3 (MID) 25 36,00 €/Monat
Qn 40 Q3 (MID) 40 / 63 96,00 €/Monat
Qn 60 Q3 (MID) 63 / 100 144,00 €/Monat

Die Verbrauchsgebühr beträgt je m³ Schmutzwasser 3,02 €.

§ 3
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht

(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem Ersten des Monats, der auf den Zeitpunkt der betriebsferti-
gen Herstellung des Anschlusses folgt. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr und bei Entste-
hung der Gebührenpflicht während eines Kalenderjahres der Restteil des Jahres.

(2) Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehen, beginnt die Gebühren-
pflicht nach dieser Satzung mit deren Inkrafttreten.

(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses an die Abwasseranlage. Endet die
Gebührenpflicht im Laufe eines Monats, so wird die Benutzungsgebühr bis zum Ablauf des Mo-
nats erhoben, in dem die Veränderung erfolgt.

§ 4
Gebührenpflichtige

(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer des angeschlossenen Grundstücks; wenn ein Erbbaurecht
bestellt ist, tritt an dessen Stelle der Erbbauberechtigte. Mehrere Gebührenpflichtige sind Ge-
samtschuldner.

(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Eigentümer vom Beginn des Monats an gebüh-
renpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung folgt.

(3) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Errechnung der Gebühren erforderlichen Auskünfte zu
erteilen und zu dulden, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemes-
sungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen.

§ 5
Heranziehung und Fälligkeit der Gebühren

(1) Die Niederschlagswasser- und Schmutzwassergebühren werden innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. Ist im Gebührenbescheid ein anderer Zeitpunkt für
die Fälligkeit angegeben, gilt dieser. Die Gebühren können zusammen mit anderen Abgaben in
einem gemeinsamen Bescheid angefordert werden.

(2) Auf die zu entrichtenden Schmutzwassergebühren, die nach dem 31.12. eines jeden Jahres für
das abgelaufene Jahr festgesetzt werden, erhebt die Gemeinde vierteljährliche Abschlagszahlun-
gen. Die Höhe der Abschlagszahlung wird nach der Wassermenge des Vorjahres berechnet. Be-
ginnt die Gebührenpflicht im Laufe eines Kalenderjahres, werden die Abschlagszahlungen für
dieses Jahr nach allgemeinen Erfahrungen festgesetzt.
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§ 6
Billigkeitsmaßnahmen

Ergeben sich im Einzelfall besondere Härten, so können in sinngemäßer Anwendung der §§ 222 und
227 der Abgabenordnung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 613) die Gebühren gestundet oder ganz oder
teilweise erlassen werden. Der Gleichheitsgrundsatz und der Grundsatz der steuerlichen Gleichmä-
ßigkeit sind zu beachten.

§ 7
Rechtsmittel und Zwangsmaßnahmen

(1) Die Rechtsmittel gegen Maßnahmen aufgrund dieser Satzung richten sich nach den Bestimmun-
gen der Verwaltungsgerichtsordnung vom 21.01.1960 (BGBl. I S. 17) und dem Gesetz zur Aus-
führung der Verwaltungsgerichtsordnung im Lande Nordrhein-Westfalen vom 26.03.1960 (GV.
NW S. 47 / SGV NW 303) in ihrer jeweiligen Fassung.

(2) Für Zwangsmaßnahmen aufgrund dieser Satzung gilt das Verwaltungsvollstreckungsgesetz für
das Land Nordrhein-Westfalen vom 13.05.1980 (GV. NW S. 510 / SGV NW 2010) in seiner jewei-
ligen Fassung.

§ 8
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt zum 01.01.2017 in Kraft. Gleichzeitig tritt die zurzeit geltende Fassung außer Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) nach Ablauf eines Jahres seit der Verkün-
dung gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Stemwede vorher gerügt und da-
her die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Stemwede, den 15. Dezember 2016 Gemeinde Stemwede
Der Bürgermeister
gez. Abruszat



- 91 -

42 Amtliche Bekanntmachung

Satzung
über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen

in der Gemeinde Stemwede
vom 15.12.2016

Aufgrund der

 der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert
durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. 2015, S. 496), in der jeweils geltenden
Fassung,

 der § 1, 2, 4, 6 bis 8, 10 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt geändert durch Art.
2 des Gesetzes vom 08.09.2015 (GV. NRW. 2015, S. 666), in der jeweils geltenden Fassung,

 des § 49, 54, 56, und 60 des Landeswassergesetzes NRW in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25.6.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom
08.07.2016 (GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), in der jeweils geltenden Fassung sowie

hat der Rat der Gemeinde Stemwede in seiner Sitzung am 14.12.2016 folgende Satzung beschlos-
sen:

§ 1
Allgemeines

1. Die Gemeinde betreibt in Ihrem Gebiet die Entsorgung der Grundstücksentwässerungsanlagen als
öffentliche Einrichtung. Diese bildet eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit.

2. Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne dieser Satzung sind abflusslose Gruben und Klein-
kläranlagen für häusliches Schmutzwasser.

3. Die Entsorgung umfasst die Entleerung der Anlagen sowie Abfuhr und Behandlung der Anlagenin-
halte. Zur Durchführung der Entsorgung kann sich die Gemeinde Dritter als Erfüllungsgehilfen be-
dienen.

§ 2
Anschluss- und Benutzungsrecht

1. Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden Grundstückes ist vorbehaltlich der
Einschränkungen in dieser Satzung berechtigt, von der Gemeinde die Entsorgung seiner Grund-
stücksentwässerungsanlage und die Übernahme des Inhalts zu verlangen (Anschluss- und Benut-
zungsrecht).

2. Von der gemeindlichen Entsorgung im Rahmen dieser Satzung sind Grundstücksentwässerungs-
anlagen auf Grundstücken ausgeschlossen, soweit die Gemeinde für diese Grundstücke gem. § 49
Abs.5 LWG von der Entsorgung freigestellt ist.

§ 3
Begrenzung des Benutzungsrechtes

1. Von der Entsorgung im Rahmen dieser Satzung ist Abwasser ausgeschlossen, das aufgrund sei-
ner Inhaltsstoffe,

 a) die mit der Entleerung und Abfuhr beschäftigten Mitarbeiter verletzt oder Geräte und Fahrzeuge
in ihrer Funktion beeinträchtigt oder
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 b) das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftige Personal gefährdet oder gesundheitlich
beeinträchtigt oder

 c) die öffentliche Abwasseranlage in ihrem Bestand angreift oder ihren Betrieb, die Funktionsfä-
higkeit oder die Unterhaltung gefährdet, erschwert, verteuert oder behindert oder

 d) die Klärschlammbehandlung, -beseitigung oder -verwertung beeinträchtigt oder verteuert oder

 e) die Reinigungsprozesse der Abwasseranlage so erheblich stört, dass dadurch die Anforderun-
gen der wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht eingehalten werden können.

2. Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, Grenzwerte einzuhalten, darf
nicht erfolgen.

§ 4
Anschluss- und Benutzungszwang

1. Jeder anschlussberechtigte Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Entsorgung der Grund-
stücksentwässerungsanlage ausschließlich durch die Gemeinde zuzulassen und den zu entsor-
genden Inhalt der Gemeinde zu überlassen (Anschluss- und Benutzungszwang).

2. Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt auch für das in landwirtschaftlichen Betrieben anfallen-
de häusliche Abwasser. Die Gemeinde kann im Einzelfall den Grundstückseigentümer für das in
landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser auf Antrag vom Anschluss- und Benutzungs-
zwang befreien, wenn die Voraussetzungen des § 49 Abs. 1 Nr. 1 LWG NRW gegeben sind. Hier-
zu muss der Grundstückseigentümer nachweisen, dass das Abwasser im Rahmen der pflanzen-
bedarfsgerechten Düngung auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten
Böden ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit im Einklang mit den wasserrechtlichen,
abfallrechtlichen, naturschutzrechtlichen und immissionsschutzrechtlichen Bestimmung aufge-
bracht wird. Der Nachweis ist erbracht, wenn der Landwirt eine wasserrechtliche, abfallrechtliche,
naturschutzrechtliche und immissionsschutzrechtliche Unbedenklichkeitsbescheinigung der zu-
ständigen Behörden vorlegt.

§ 5
Ausführung, Betrieb und Unterhaltung der Grundstücksentwässerungsanlagen

1. Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach den gem. § 60 WHG und § 56 LWG jeweils in Be-
tracht kommenden Regeln der Technik zu bauen, betreiben und unterhalten. Bei Kleinkläranlagen
ist insbesondere die DIN 4261 zu beachten. Die untere Umweltbehörde ordnet in ihrer Funktion als
untere Wasserbehörde bei Bedarf die Sanierung an.

2. Grundstücksentwässerungsanlage und Zuwegung sind so zu bauen, dass die Anlage durch die
von der Gemeinde eingesetzten Entsorgungsfahrzeuge mit vertretbarem Aufwand entsorgt werden
können. Die Anlage muss frei zugänglich und der Deckel muss durch eine Person zu öffnen sein.

3. Der Grundstückseigentümer hat Mängel im Sinne des Abs. 2 nach Aufforderung zu beseitigen und
die Grundstücksentwässerungsanlage in einen ordnungsgemäßen Zustand zu bringen.

§ 6
Durchführung der Entsorgung

1. Vollbiologische Kleinkläranlagen mit der Bauartzulassung vom Deutschen Institut für Bautechnik
(DIBt) sind entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik bei Bedarf, mindestens
jedoch im vierjährigen Abstand zu entleeren, soweit auf der Grundlage des § 57 LWG keine ande-
ren Regelungen eingeführt worden sind. Vollbiologische Kleinkläranlagen ohne Bauartzulassung
sind je nach Größe und Bedarf in kürzeren Zeitintervallen zu entsorgen, die von der Gemeinde im
Einzelfall festgelegt werden. Der Grundstückseigentümer hat die Entsorgung rechtzeitig mündlich
oder schriftlich zu beantragen.

2. Abflusslose Gruben sind bei Bedarf, mindestens aber einmal im Jahr zu entleeren. Ein Bedarf liegt
vor, wenn die abflusslose Grube bis 50 % des nutzbaren Speichervolumens angefüllt ist. Ist die ab-
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flusslose Grube mit einer Füllstandsanzeige und einer Warnanlage ausgerüstet, so liegt ein Bedarf
vor, wenn die abflusslose Grube bis auf 80 % des nutzbaren Speichervolumens angefüllt ist. Der
Grundstückseigentümer hat die Entsorgung rechtzeitig mündlich oder schriftlich zu beantragen.

3. Auch ohne vorherigen Antrag und außerhalb des Entsorgungsplanes kann die Gemeinde die
Grundstücksentwässerungsanlagen entsorgen, wenn besondere Umstände die Entsorgung erfor-
dern oder die Voraussetzungen für die Entsorgung vorliegen und ein Antrag auf Entsorgung unter-
blieben ist.

4. Die Gemeinde bestimmt den genauen Zeitpunkt, die Art und Weise und den Umfang der Entsor-
gung.

5. Zum Entsorgungstermin hat der Grundstückseigentümer die Grundstücksentwässerungsanlage
freizulegen und die Zufahrt zu gewährleisten (§ 5 Abs. 2).

6. Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach der Entleerung unter Beachtung der Betriebsanlei-
tung, der DIN-Vorschriften und der wasserrechtlichen Erlaubnis wieder in Betrieb zu nehmen.

7. Der Anlageninhalt geht mit der Übernahme in das Eigentum der Gemeinde über. Die Gemeinde ist
nicht verpflichten, darin nach verlorenen Gegenständen zu suchen oder suchen zu lassen. Werden
Wertgegenstände gefunden, sind sie als Fundsachen zu behandeln.

§ 7
Anmeldung und Auskunftspflicht

1. Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde das Vorhandensein von Kleinkläranlagen und ab-
flusslosen Gruben anzuzeigen. Die für die Genehmigung einer derartigen Anlage vorhandenen
baurechtlichen und wasserrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt.

2. Der Grundstückseigentümer ist darüber hinaus verpflichtet, der Gemeinde alle zur Durchführung
dieser Satzung erforderlichen Auskünfte unverzüglich zu erteilen. Außerdem ist der Grundstücks-
eigentümer verpflichtet, der Gemeinde die Berichte der mit der Wartung der Kleinkläranlage beauf-
tragten Fachfirma unverzüglich und unaufgefordert vorzulegen.

3. Erfolgt ein Eigentümerwechsel, so ist neben dem bisherigen auch der neue Eigentümer verpflich-
tet, die Gemeinde unverzüglich hierüber zu benachrichtigen.

§ 8
Kontrolle der Grundstücksentwässerungsanlagen und Betretungsrechte

1. Im Rahmen ihrer Überwachungspflicht überzeugt sich die Gemeinde durch regelmäßige Kontrollen
vom ordnungsgemäßen Betrieb der Grundstücksentwässerungsanlage.

2. Zum Zweck dieser Kontrollen und der Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung befolgt werden,
ist den Beauftragten der Gemeinde ungehinderter Zutritt zu den in Frage kommenden Teilen des
Grundstückes und der Grundstücksentwässerungsanlage zu gewähren. Die Beauftragten haben
sich auf Verlangen durch einen von der Gemeinde ausgestellten Dienstausweis auszuweisen.

3. Der Grundstückseigentümer hat das Betreten und Befahren seines Grundstückes zum Zwecke der
Entsorgung zu dulden.

§ 9
Haftung

1. Der Grundstückseigentümer haftet für Schäden infolge mangelhaften Zustandes oder unsachge-
mäßer Benutzung seiner Grundstücksentwässerungsanlage oder Zuwegung. In gleichem Umfange
hat er die Gemeinde Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen solcher Schäden geltend
gemacht werden.

2. Kommt der Grundstückseigentümer seinen Verpflichtungen aus dieser Satzung nicht oder nicht
ausreichend nach und ergeben sich hieraus Mehraufwendungen, ist er zum Ersatz verpflichtet.
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3. Kann die in der Satzung vorgesehene Entsorgung wegen höherer Gewalt nicht oder nicht rechtzei-
tig durchgeführt werden, hat der Grundstückseigentümer keinen Anspruch auf Schadenersatz oder
Ermäßigung der Benutzungsgebühr. Im Übrigen haftet die Gemeinde im Rahmen der gesetzlichen
Bestimmungen.

§ 10
Benutzungsgebühren

1. Die Gemeinde erhebt Benutzungsgebühren nach Maßgabe des KAG NW und den Bestimmungen
dieser Satzung.

2. Maßstab für die Benutzungsgebühr ist die festgestellte Menge des abgefahrenen Grubeninhalts.
Zur Abfuhrmenge gehört auch das für das Absaugen etwa erforderliche Spülwasser. Als Berech-
nungseinheit gilt der m³ des abgefahrenen Grubeninhalts, gemessen an der Messeinrichtung des
Entsorgungsfahrzeuges.

3. Bei jeder Entsorgung ist die Menge des abzufahrenden Grubeninhalts zu ermitteln. Der ermittelte
Wert soll vom Grundstückseigentümer oder dessen Beauftragten bestätigt werden.

4. Die Gebührenpflicht entsteht mit der Abfuhr, im Falle des § 11 Abs. 2 mit der vergeblichen Anfahrt.

5. Gebührenpflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Entsorgung Eigentümer der zu entsorgenden Grund-
stücksentwässerungsanlage ist.

6. Die Veranlagung zur Benutzungsgebühr wird dem Gebührenpflichtigen durch einen Gebührenbe-
scheid bekanntgegeben. Die Benutzungsgebühr wird einem Monat nach Bekanntgabe des Gebüh-
renbescheides fällig.

§ 11
Gebührensätze

1. Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen beträgt

 a) bei Kleinkläranlagen        34,19 € je Kubikmeter abgefahrenen Grubeninhalts,

 b) bei abflusslosen Gruben 22,14 € je Kubikmeter abgefahrenen Grubeninhalts.

2. Für eine vergebliche Anfahrt sind 56,52 € je angefangene halbe Stunde zu zahlen.

§ 12
Berechtigte und Verpflichtete

1. Die sich aus dieser Satzung für den Grundstückseigentümer ergebenden Rechte und Pflichten
gelten entsprechend auch für Wohnungseigentümer, Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung
des Grundstücks dinglich Berechtigte. Die sich aus §§ 2, 4, 6, Abs. 2, 5 und 6, §§ 8 und 9 erge-
benden Pflichten gelten auch für jeden schuldrechtlich zur Nutzung Berechtigten sowie jeden tat-
sächlichen Benutzer.

2. Mehrere Verpflichtete sind gesamtschuldnerisch verantwortlich.

§ 13
Begriff des Grundstücks

Grundstücke im Sinne dieser Satzung sind unabhängig von der Eintragung im Grundbuch jeder zu-
sammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet.
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§ 14
Ordnungswidrigkeiten

1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder grob fahrlässig

 a) Abwasser einleitet, das nicht den Anforderungen des § 3 entspricht,

 b) entgegen § 4 sich nicht an die Entsorgung anschließt oder sie nicht benutzt.

 c) Grundstücksentwässerungsanlagen nicht den Anforderungen des § 5 entsprechend baut, be-
treibt oder unterhält oder einer Aufforderung zur Beseitigung der Mängel nach § 5 Abs. 3 nicht
nachkommt,

 d) entgegen § 6 Abs. 2 die Entleerung nicht oder nicht rechtzeitig beantragt,

 e) entgegen § 6 Abs. 5 die Grundstücksentwässerungsanlage nicht freilegt oder die Zufahrt nicht
gewährleistet,

 f) entgegen § 6 Abs. 6 die Grundstücksentwässerungsanlage nicht wieder in Betrieb nimmt,

 g) seiner Auskunftspflicht nach § 8 Abs. 1 nicht nachkommt,

 h) entgegen § 8 Abs. 2 den Zutritt nicht gewährt,

 i) entgegen § 8 Abs. 3 das Betreten und Befahren seines Grundstücks nicht duldet.

2. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 € geahndet werden.

§ 15
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. Gleichzeitig tritt die zurzeit geltende Fassung außer Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) nach Ablauf eines Jahres seit der Verkün-
dung gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Stemwede vorher gerügt und da-
her die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Stemwede, den 15.12.2016 Gemeinde Stemwede
Der Bürgermeister
gez. Abruszat
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43 Amtliche Bekanntmachung

Satzung
über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Gemeinde Stemwede

(Vergnügungssteuersatzung) vom 15.12.2016

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023) - in der aktuell gültigen Fassung
- und der §§ 1 bis 3 und § 20 Abs. 2 Buchst. b des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610) - in der aktuell gülti-
gen Fassung - hat der Rat der Gemeinde Stemwede in seiner Sitzung vom 14.12.2016 folgende Ver-
gnügungssteuersatzung beschlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Steuergegenstand

Der Besteuerung unterliegen die im Gebiet der Gemeinde Stemwede veranstalteten nachfolgenden
Vergnügungen (Veranstaltungen):

1. Tanzveranstaltungen gewerblicher Art einschl. Veranstaltungen, die den Tanz ermöglichen. Eine
Tanzveranstaltung im Sinne dieser Satzung liegt insbesondere dann vor, wenn

a) Der Name der Veranstaltung einen Bezug zum Thema Tanz suggeriert,
b) Die Bewerbung der Veranstaltung darauf abzielt, selbige als Tanzveranstaltung anzukündigen

und
c) Eine Fläche vorhanden ist, welche die Möglichkeit zum öffentlichen Tanz bietet.

2. Striptease-Vorführungen und Darbietungen ähnlicher Art;

3. Vorführungen von pornographischen und ähnlichen Filmen oder Bildern – auch in Kabinen –;

4.  Sex- und Erotikmessen

5.  Ausspielungen von Geld oder Gegenständen in Spielklubs, Spielkasinos und ähnlichen Einrich-
tungen;

6. das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits- , Unterhaltungs- oder ähnlichen Apparaten in

a)  Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen,

b)  Gastwirtschaften, Beherbergungsbetrieben, Vereins-, Kantinen- oder ähnlichen Räumen so-
wie an anderen für jeden zugänglichen Orten.

Als Spielapparate gelten insbesondere auch Personalcomputer, die überwiegend zum individuel-
len Spielen oder zum gemeinsamen Spielen in Netzwerken oder über das Internet verwendet
werden.

§ 2
Steuerfreie Veranstaltungen

Steuerfrei sind

1. Familienfeiern, Betriebsfeiern und nicht gewerbsmäßige Veranstaltungen von Vereinen;

2. Veranstaltungen von Gewerkschaften, politischen Parteien und Organisationen sowie von Religi-
onsgemeinschaften des öffentlichen Rechts oder ihrer Organe;
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3. Veranstaltungen, deren Überschuss ausschließlich und unmittelbar zu mildtätigen oder gemein-
nützigen Zwecken im Sinne der §§ 52, 53 AO verwendet wird, wenn der Zweck bei der Anmel-
dung nach § 9 angegeben worden ist und der verwendete Betrag mindestens die Höhe der Steuer
erreicht;

4. das Halten von Apparaten nach § 1 Nr. 6 im Rahmen von Volksbelustigungen, Jahrmärkten, Kir-
messen und ähnlichen Veranstaltungen.

§ 3
Steuerschuldner

Steuerschuldner ist der Unternehmer der Veranstaltung (Veranstalter). In den Fällen des § 1 Nr. 6 ist
der Halter der Apparate (Aufsteller) Veranstalter.

II. Bemessungsgrundlage und Steuersätze

§ 4
Besteuerung nach Eintrittsgeldern

(1) Wird für eine Veranstaltung ein Eintrittsgeld erhoben, so ist der Veranstalter verpflichtet, Eintritts-
karten oder sonstige Ausweise, die im Sinne dieser Satzung als Eintrittskarten gelten, auszuge-
ben. Diese müssen die Höhe des Eintrittsgeldes beziffern. Bei der Anmeldung der Veranstaltung
(§ 9) hat der Veranstalter die Eintrittskarten oder sonstigen Ausweise, die zu der Veranstaltung
ausgegeben werden sollen, der Gemeinde Stemwede vorzulegen.

(2) Der Veranstalter ist verpflichtet, auf die Eintrittspreise sowie gegebenenfalls auf Art und Wert der
Zugaben nach Abs. 5 am Eingang zu den Veranstaltungsräumen und an der Kasse in geeigneter
Weise an für die Besucher leicht sichtbarer Stelle hinzuweisen.

(3) Über die ausgegebenen Eintrittskarten oder sonstigen Ausweise hat der Veranstalter für jede Ver-
anstaltung einen Nachweis zu führen. Dieser ist sechs Monate lang aufzubewahren und der Ge-
meinde Stemwede auf Verlangen vorzulegen.

(4) Die Abrechnung der Eintrittskarten ist der Gemeinde Stemwede binnen 14 Werktagen nach der
Veranstaltung, bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen monatlich bis zum 7. Werktag
des nachfolgenden Kalendermonats vorzulegen.

(5) Die Steuer wird nach dem auf der Karte angegebenen Preis und der Zahl der ausgegebenen Ein-
trittskarten berechnet. Sie ist nach dem Entgelt zu berechnen, wenn dieses höher ist als der auf
der Eintrittskarte angegebene Preis. Entgelt ist die gesamte Vergütung, die vor, während oder
nach der Veranstaltung für die Teilnahme erhoben wird. In einem Teilnahmeentgelt enthaltene Be-
träge für Speisen und Getränke oder sonstige Zugaben bleiben bei der Steuerberechnung außer
Ansatz. Sofern der Wert der den Teilnehmern gewährten Zugaben nicht exakt ermittelt werden
kann, legt die Gemeinde den Abzugsbetrag nach Satz 4 unter Würdigung aller Umstände pau-
schal fest.

(6) Der Steuersatz beträgt 22,0 v. H. des Eintrittspreises oder Entgelts. Die Gemeinde Stemwede
kann den Veranstalter vom Nachweis der Anzahl der ausgegebenen Eintrittskarten und ihrer Prei-
se befreien und den Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn dieser Nachweis im Einzelfall be-
sonders schwierig ist.



- 98 -

§ 5
Besteuerung nach dem Spielumsatz

(1) Für Spielklubs, Spielkasinos und ähnliche Einrichtungen erfolgt die Besteuerung nach dem
Spielumsatz. Spielumsatz ist der Gesamtbetrag der eingesetzten Spielbeträge abzüglich Aus-
schüttungsbetrag.

(2) Der Spielumsatz ist der Gemeinde Stemwede spätestens 7 Werktage nach der Veranstaltung zu
erklären. Bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen sind die Erklärungen monatlich bis
zum 7. Werktag des nachfolgenden Monats abzugeben.

(3) Der Steuersatz beträgt 6 v. H. Die Gemeinde Stemwede kann den Veranstalter von dem Einzel-
nachweis der Höhe des Spielumsatzes befreien und den Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn
dieser Nachweis im Einzelfall besonders schwierig ist.

§ 6
Nach der Größe des benutzten Raumes

(1) Für die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 – 2 ist die Steuer nach der Größe des benutzten Raumes
zu erheben, wenn kein Eintrittsgeld erhoben wird. Die Größe des Raumes berechnet sich nach
dem Flächeninhalt der für die Veranstaltung und die Teilnehmer bestimmten Räume einschließlich
des Schankraumes, aber ausschließlich der Küche, Toiletten und ähnlichen Nebenräumen. Ent-
sprechendes gilt für Veranstaltungen im Freien.

(3) Die Steuer beträgt je Veranstaltungstag und angefangene zehn Quadratmeter Veranstaltungs-
fläche in geschlossenen Räumen 1,00 Euro. Bei Veranstaltungen im Freien beträgt die Steuer
0,60 Euro je Veranstaltungstag und angefangene zehn Quadratmeter Veranstaltungsfläche. En-
det eine Veranstaltung erst am Folgetag, wird ein Veranstaltungstag für die Berechnung zu
Grunde gelegt. Die Gemeinde Stemwede kann den Steuerbetrag mit dem Veranstalter verein-
baren, wenn die Ermittlung der Veranstaltungsfläche besonders schwierig ist.

§ 7
Nach dem Spieleinsatz bzw. der Anzahl der Apparate

(1) Die Steuer für das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits-, Unterhaltungs- oder ähnlichen
Apparaten mit Gewinnmöglichkeit bemisst sich nach dem Spieleinsatz, bei Apparaten ohne Ge-
winnmöglichkeit nach deren Anzahl. Spieleinsatz ist die Summe der von den Spielern je Apparat
zur Erlangung des Spielvergnügens aufgewendeten Beträge.

(2) Besitzt ein Apparat mehrere Spieleinrichtungen, so gilt jede dieser Einrichtungen als ein Apparat.
Apparate mit mehr als einer Spieleinrichtung sind solche, an denen gleichzeitig zwei oder mehr
Spielvorgänge ausgelöst werden können.

(3) Tritt im Laufe eines Kalendermonats an die Stelle eines Apparates ein gleichartiger Apparat, so
wird die Steuer für diesen Kalendermonat nur einmal erhoben.

(4) Der Halter hat die erstmalige Aufstellung eines Apparates vor dessen Aufstellung, jede Änderung
hinsichtlich Art und Anzahl der Apparate an einem Aufstellort bis zum 7. Werktag des folgenden
Kalendermonats schriftlich anzuzeigen. Bei verspäteter Anzeige bezüglich der Entfernung eines
Apparates gilt als Tag der Beendigung des Haltens der Tag des Anzeigeneingangs. Ein Apparate-
tausch im Sinne des Abs. 3 braucht nicht angezeigt zu werden.

(5) Die Steuer beträgt je Apparat und angefangenen Kalendermonat bei der Aufstellung

1. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen (§ 1 Nr. 6 a)

je Apparat mit Gewinnmöglichkeit 3,5 v.H. des Spieleinsatzes

bei Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 35 Euro
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2. in Gastwirtschaften und sonstigen Orten (§ 1 Nr. 6 b)

je Apparat mit Gewinnmöglichkeit 3,5 v.H. des Spieleinsatzes

bei Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 25 Euro

3. in Spielhallen, Gastwirtschaften und an sonstigen Orten
(§ 1 Nr. 6 a und b) bei Apparaten, mit denen Gewalttätig-
keiten gegen Menschen und/oder Tiere dargestellt werden
oder die die Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges
oder pornographische und die Würde des Menschen ver-
letzende Praktiken zum Gegenstand haben 400 Euro

§ 8
Nach der Roheinnahme

(1) Die Steuer ist, soweit sie nicht nach den Vorschriften der §§ 4 bis 7 festzusetzen ist, nach der
Roheinnahme zu berechnen. Als Roheinnahme gelten sämtliche vom Veranstalter gemäß § 4
Abs. 5 von den Teilnehmern erhobenen Entgelte.

(2) Die Roheinnahmen sind der Gemeinde Stemwede spätestens 7 Werktage nach der Veranstaltung
zu erklären. Bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen sind die Erklärungen monatlich bis
zum 7. Werktag des nachfolgenden Monats abzugeben.

(4) Der Steuersatz beträgt 22 v. H. Die Gemeinde Stemwede kann den Veranstalter von dem Einzel-
nachweis der Höhe der Roheinnahme befreien und den Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn
dieser Nachweis im Einzelfalle besonders schwierig ist.

III. Gemeinsame Bestimmungen

§ 9
Anmeldung und Sicherheitsleistung

(1) Die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 – 5 sind spätestens zwei Wochen vor deren Beginn bei der
Gemeinde Stemwede schriftlich anzumelden. Bei unvorbereiteten und nicht vorherzusehenden
Veranstaltungen ist die Anmeldung an dem auf die Veranstaltung folgenden Werktage nachzuho-
len. Veränderungen, die sich auf die Höhe der Steuer auswirken, sind umgehend anzuzeigen.

(2) Bei mehreren aufeinander folgenden oder regelmäßig stattfindenden Veranstaltungen nach § 1
Nr. 1 – 3 eines Veranstalters am selben Veranstaltungsort ist eine einmalige Anmeldung ausrei-
chend. Im Einzelfall können abweichende Regelungen getroffen werden.

(3) Die Gemeinde Stemwede ist berechtigt, eine Sicherheitsleistung in Höhe der voraussichtlichen
Steuerschuld zu verlangen.

§ 10
Entstehung des Steueranspruches

Der Vergnügungssteueranspruch entsteht mit Abschluss der Veranstaltung, im Falle der Besteue-
rung nach § 7 mit der Aufstellung des Apparates an den in § 1 Nr. 6 genannten Orten.
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§ 11
Festsetzung und Fälligkeit

(1) Die Steuer wird mit Steuerbescheid festgesetzt und ist innerhalb von einem Monat nach Bekannt-
gabe des Steuerbescheides zu entrichten.

(2) Die Gemeinde Stemwede ist berechtigt, bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen die
Steuer für einzelne Kalendervierteljahre im Voraus festzusetzen. In diesen Fällen ist die Steuer für
das jeweilige Kalendervierteljahr zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November zu ent-
richten. Die Steuer kann auf Antrag zu je einem Zwölftel des Jahresbetrages am 15. jeden Kalen-
dermonats entrichtet werden.

(3) Bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit im Sinne des § 7 ist der Steuerschuldner verpflichtet, bis
zum 7. Tag nach Ablauf eines Kalendervierteljahres der Gemeinde eine Steuererklärung nach
amtlich vorgeschriebenem Vordruck einzureichen. Bei der Besteuerung nach den Spieleinsätzen
sind den Steuererklärungen Zählwerk-Ausdrucke für den jeweiligen Abrechnungszeitraum beizu-
fügen, die als Angaben mindestens Geräteart, Gerätetyp, Gerätenummer, die fortlaufende Num-
mer des Zählwerkausdruckes und die für eine Besteuerung nach § 7 notwendigen Angaben ent-
halten müssen.

§ 12
Verspätungszuschlag und Steuerschätzung

(1) Die Festsetzung eines Verspätungszuschlages bei Nichtabgabe oder nicht fristgerechter Abgabe
einer Steuererklärung erfolgt nach der Vorschrift des § 152 der Abgabenordnung in der jeweils
geltenden Fassung.

(2) Soweit die Gemeinde die Besteuerungsgrundlagen nicht ermitteln oder berechnen kann, kann sie
sie schätzen. Es gilt § 162 Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fassung.

§ 13
Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften

Die Gemeinde ist berechtigt, jederzeit zur Nachprüfung der Steuererklärungen und zur Feststellung
von Steuertatbeständen die Veranstaltungsräume zu betreten, Geschäftsunterlagen einzusehen und
die Vorlage aktueller Zählwerkausdrucke zu verlangen.

§ 14
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von § 20 Abs. 2 Buchstabe b) des Kommunalabgabengesetzes für das Land
Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 - in der aktuell geltenden Fassung - handelt, wer als Ver-
anstalter vorsätzlich oder leichtfertig folgenden Vorschriften bzw. Verpflichtungen zuwiderhandelt:

1. § 4 Abs. 1: Ausgabe von Eintrittskarten

2. § 4 Abs. 2: Hinweis auf die Eintrittspreise

3. § 4 Abs. 1: Vorlage der Eintrittskarten bei der Anmeldung der Veranstaltung

4. § 4 Abs. 3: Führung und Aufbewahrung des Nachweises über die ausgegebenen Eintrittskarten

5. § 4 Abs. 4: Abrechnung der Eintrittskarten

6. § 5 Abs. 2: Erklärung des Spielumsatzes

7. § 7 Abs. 4: Anzeige der erstmaligen Aufstellung eines Spielapparates sowie Änderung (Erhö-
hung) des Apparatebestandes
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8. § 8 Abs. 2: Erklärung der Roheinnahmen

9. § 9 Abs. 1: Anmeldung der Veranstaltung und umgehende Anzeige von steuererhöhenden
Änderungen

10. § 11 Abs. 3: Einreichung der Steuererklärung

11. § 11 Abs. 3: Einreichung der Zählwerkausdrucke

§ 15
In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt zum 01.01.2017 in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündi-
gung gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Stemwede vorher gerügt und da-
her die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Stemwede, den 15.12.2016 Gemeinde Stemwede
Der Bürgermeister
gez. Abruszat

44 Amtliche Bekanntmachung

19. Satzung vom 15.12.2016 zur Änderung der Gebührensatzung zur Satzung über die Abfall-
beseitigung in der Gemeinde Stemwede vom 16.12.1993

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), in der zur Zeit gültigen Fas-
sung und der §§ 1,2,4,6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. S. 712) in der zur Zeit gültigen Fassung, hat der
Rat der Gemeinde Stemwede in seiner Sitzung am 14.12.2016 folgende Satzung beschlossen:
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Artikel I

Die Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallbeseitigung in der Gemeinde Stemwede vom
16.12.1993, zuletzt geändert durch die 18. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Satzung
über die Abfallbeseitigung in der Gemeinde Stemwede vom 17.12.2015, wird geändert.

§ 4 erhält folgende Fassung:

„§ 4
Gebührenmaßstab und Gebührensatz

(1) Gebührenmaßstab für den Restmüll und den Bioabfall ist die Anzahl der zur Verfügung gestellten
Abfallbehälter, für die Pappe und das Papier das angeschlossene Grundstück.

(2) Die Benutzungsgebühr beträgt je Abfallbehälter für Restmüll mit einem Fassungsvermögen von
60 l 6,00 €
80 l 6,60 €

120 l 7,70 €
240 l 11,00 €
60 l als Windeltonne 3,00 €
80 l als Windeltonne 3,30 €

120 l als Windeltonne 3,85 €
 1.100 l
 -bei 4-wöchentlicher Entleerung 44,10 €
 -bei 3-wöchentlicher Entleerung 55,60 €
 -bei 2-wöchentlicher Entleerung 81,50 €
 -bei wöchentlicher Entleerung 156,30 €
monatlich.
Die Benutzungsgebühr beträgt je Abfallbehälter für Bioabfälle mit einem Fassungsvermögen von

60 l 7,40 €
80 l 8,10 €

120 l 9,50 €
240 l 13,50 €

monatlich.

(3) Aufgrund besonderer vertraglicher Vereinbarungen ist privaten Unternehmern die Abfuhr des
Hausmülls mit zusätzlichem Beistellsack und die Abfuhr von Grünabfällen übertragen worden.
Das hierfür zu entrichtende privatrechtliche Entgelt wird im Einvernehmen mit der Gemeinde
festgesetzt.“

Artikel II

Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft.
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) nach Ablauf eines Jahres seit der Verkün-
dung gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht

durchgeführt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Stemwede vorher gerügt und dabei

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Stemwede, den 15.12.2016

gez. Abruszat
Bürgermeister

45 Amtliche Bekanntmachung

1. Änderung der Satzung über die Grenzen des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles
"Destel"
Aufstellungsbeschluss und öffentliche Auslegung

Der Bau-, Planungs- und Umweltausschuss der Gemeinde Stemwede hat am 17.11.2016 beschlos-
sen, die Satzung über die Grenzen des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles "Destel" zu ändern.

Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 BekanntmVO NRW

Der Beschluss zur Änderung der Satzung über die Grenzen des im Zusammenhang bebauten Ortstei-
les „Destel“ wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) öffentlich bekannt ge-
macht.

Stemwede, den 15.12.2016

gez. Abruszat
Bürgermeister

Im Rahmen der Satzungsänderung ist vorgesehen, den Geltungsbereich zu erweitern, um die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für den geplanten Neubau eines Feuerwehrgerätehauses zu
schaffen. Außerdem ist geplant, eine bereits im Flächennutzungsplan als Dorfgebiet dargestellte Flä-
che in die Satzung mit einzubeziehen. Die Abgrenzung des geplanten Satzungsbereiches ergibt sich
aus dem nachstehend abgedruckten Planauszug.

Hiermit wird die Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit gemäß § 34 Abs. 6 BauGB i. V. m. § 13
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BauGB eingeleitet. In der Zeit vom 02.01. bis 03.02.2017 liegt der Entwurf der
Satzungsänderung bei der Gemeinde Stemwede, Verwaltungsstelle Levern, Fachbereich Bau und
Planung, Zimmer Nr. 5, Buchhofstr. 13, 32351 Stemwede-Levern, öffentlich aus und kann während
der Dienststunden eingesehen werden. Auf Wunsch erteilen die Mitarbeiter des Fachbereiches Aus-
kunft über den Planinhalt. Es wird darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen während der Ausle-
gungsfrist abgegeben werden können und dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei
der Beschlussfassung über die Satzungsänderung unberücksichtigt bleiben können.

Stemwede, den 15.12.2016

gez. Abruszat
Bürgermeister
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